
Streit zwischen Kessler und

SF geht in nächste Runde
Das Bundesgericht verpflichtet
die Unabhängige Beschwerde
instanz für Radio und

Fernsehen Vorwürfe gegen
das Schweizer Fernsehen

zu untersuchen

LAUSANNE Das Bundesgericht hat dem
Verein gegen Tierfabriken VgT im
Streit mit der Unabhängigen Beschwer
deinstanz für Radio und Fernsehen

UBI erneut recht gegeben Die UBI
muss abklären ob das Schweizer Fern
sehen SF den VgT bei der Bericht
erstattung diskriminiert Die Grosse
Kammer des Europäischen Gerichts
hofs für Menschenrechte EGMR hatte
im vergangenen Jahr entschieden dass
sich SF zu Unrecht geweigert habe
einen Fernsehspot des VgT auszu
strahlen In den Nachrichtensendun

gen von SF wurde dieses Urteil nicht
erwähnt

Auf Eingabe nicht eingetreten
VgT Präsident Erwin Kessler ge

langte deshalb an die UBI und ver
langte von ihr die Feststellung dass SF
mit der Nichterwähnung des Entschei
des aus Strassburg das Vielfaltsgebot
verletzt habe Die UBI trat auf die Ein

gabe nicht ein worauf der VgT beim
Bundesgericht Beschwerde einreichte
Gemäss dem nun gefällten Entscheid

aus Lausanne hat niemand einen An

spruch darauf dass über ihn anlässlich
eines bestimmten Geschehens in den

Nachrichten von SF berichtet wird SF

habe mit dem Stillschweigen auch das
Vielfaltsgebot nicht verletzt

Nichterwähnung erstaunte
Zwar möge aus journalistischer

Sicht erstaunen dass das Urteil nicht
erwähnt worden sei Das Publikum

habe indessen andere Informations

möglichkeiten gehabt Das Bundes
gericht hat die Beschwerde des VgT
allerdings trotzdem gutgeheissen Die
UBI muss nämlich vertieft prüfen ob
SF den VgT in der Berichterstattung
systematisch diskriminiert

Zu Abklärungen verpflichtet
Das Bundesgericht hatte bereits in

einem Entscheid vom letzten Dezem

ber festgestellt dass das nicht von
vornherein ausgeschlossen werden
könne Die UBI wurde zu entsprechen
den Abklärungen verpflichtet

Unzulässige Diskriminierung
Laut dem aktuellen Urteil der Rich

ter in Lausanne wird die UBI im

Rahmen dieses Verfahrens nun auch

prüfen müssen ob die Nichterwähnung
des Entscheides des EGMR Teil einer

solchen verfassungsrechtlich unzu
lässigen Diskriminierung bilden
könnte sda
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